
Urteil des Bundesgerichts 4A_416/2024 vom 13. März 20251 

Unfall mit Bagger auf nicht-öffentlicher Verkehrsfläche: Der Begriff «obligato-
risch haftpflichtversichert» i.S.v. Art. 75 Abs. 3 ATSG (Ausnahme vom Regress-
privileg)  

Das Bundesgericht legt in seinem zur Publikation vorgesehen Urteil 4A_416/2024 vom 
13. März 2025 anhand eines Baggerunfalls auf einer nicht-öffentlichen Verkehrsfläche 
den Begriff «obligatorisch haftpflichtversichert» i.S.v. Art. 75 Abs. 3 ATSG aus. Diese 
Bestimmung regelt u.a. die Ausnahme vom Regressprivileg des Arbeitgebers nach 
Art. 75 Abs. 2 ATSG. Es kommt dabei zum Schluss, dass für die Frage, ob der Arbeit-
geber im Sinne der Bestimmung zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles «obligatorisch 
haftpflichtversichert» war, irrelevant sei, ob sich der Unfall auf einer öffentlichen oder 
nicht-öffentlichen Verkehrsfläche ereignet habe. Es schützt den Entscheid der Vo-
rinstanz, wonach darauf abgestellt werden müsse, ob das unfallverursachende Motor-
fahrzeug gemäss Art. 63 SVG versichert war oder nicht. Ob das Fahrzeug tatsächlich 
einmal in den öffentlichen Verkehr gebracht wurde, ist irrelevant. 

Der Sachverhalt 

Die SUVA (Klägerin 1, Beschwerdegegnerin 1), die Schweizerische Alters- und Hinter-
lassenenversicherung (AHV, Klägerin 2, Beschwerdegegnerin 2) und die A AG (Be-
klagte, Beschwerdeführerin) schlossen im Dezember 2022 eine Prozessvereinbarung 
ab. Darin einigten sie sich auf den Sachverhalt, der einen Unfall vom 3. Juni 2014 
betraf: Der auf der Baustelle arbeitende B wurde mit einem Bagger überrollt und erlitt 
tödliche Verletzungen. Zum Unfallzeitpunkt war B bei der C AG angestellt und obliga-
torisch bei der SUVA versichert. Halterin des Baggers war die C AG; der Bagger war 
mit einem braunen Kontrollschild versehen und bei der A AG gemäss Art. 63 ff. SVG 
versichert.  

Der Sachverhalt gemäss Prozessvereinbarung umfasste weiter die Korrespondenz der 
Parteien betreffend Regressansprüche sowie den Standpunkt der Parteien zum Re-
gressprivileg des Arbeitgebers nach Art. 75 Abs. 2 ATSG. Gemäss der Beklagten 
scheitere der Regress der Klägerinnen an der Anwendbarkeit von Art. 75 Abs. 3 ATSG: 
Der Unfall habe sich auf einer für den Verkehr vollständig abgesperrten, nicht-öffentli-
chen Verkehrsfläche ereignet. Für Fahrten auf nicht-öffentlichen Verkehrsflächen be-
stehe keine Versicherungspflicht i.S.v. Art. 63 Abs. 1 SVG, womit auch keine obligato-
rische Haftpflichtversicherung i.S.v. Art. 75 Abs. 3 ATSG bestehe. Die Klägerinnen stel-
len sich wiederum auf den Standpunkt, dass der Bagger zum Unfallzeitpunkt obliga-

 
1 Zur Publikation in der amtlichen Sammlung vorgesehen. 
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torisch versichert war, so dass das Regressprivileg der Arbeitgeberin/Halterin des Bag-
gers entfalle.  

Die Parteien einigten sich darüber, dass der Unfall nicht grobfahrlässig herbeigeführt 
wurde, und trafen weitere Vereinbarungen im Hinblick auf den vor dem Handelsgericht 
des Kantons Bern zu führenden Prozess, insbesondere über ein Regresssubstrat von 
CHF 125'000.– für den Fall des Obsiegens der Klägerinnen. 

Am 28. März 2023 machten die Klägerinnen am Handelsgericht des Kantons Bern eine 
Klage anhängig und begehrten, es sei die Beklagte zur Zahlung von CHF 125'000.– 
zu verpflichten.  

Mit Urteil vom 11. Juni 2024 hiess das Handelsgericht die Klage gut und hielt fest, dass 
das Regressprivileg des Arbeitgebers nach Art. 75 Abs. 2 ATSG im Umfang der vom 
Gesetz verlangten Versicherungsdeckung nach Art. 63 SVG entfalle (HG 23 42). Ob 
eine "obligatorische" Haftpflichtversicherung nach Art. 63 SVG vorliege, hänge nicht 
vom konkreten Unfallort ab, sondern davon, ob das betreffende Motorfahrzeug in den 
öffentlichen Verkehr gebracht wurde bzw. hätte gebracht werden sollen. Das Unfall-
fahrzeug habe ein Kontrollschild getragen und die Haftpflichtversicherung der C AG 
habe auch die Schadenersatzansprüche abgedeckt, welche aufgrund gesetzlicher 
Haftpflichtbestimmungen gegen die Versicherten erhoben würden. Deshalb sei davon 
auszugehen, dass das Unfallfahrzeug in den Verkehr gebracht worden sei bzw. hätte 
gebracht werden können. 

Dagegen erhob die Beklagte Beschwerde in Zivilsachen ans Bundesgericht und bean-
tragte, den Entscheid der Vorinstanz aufzuheben und die Klage abzuweisen. Das Bun-
desgericht wies die Beschwerde der Beklagten ab, soweit es darauf eintrat. 

Streitfrage 

Vorliegend war strittig, ob sich die C AG – und in der Folge auch die A AG als von den 
Beschwerdegegnerinnen in Anspruch genommene Motorfahrzeughaftpflichtversiche-
rung – auf das Arbeitgeberprivileg gemäss Art. 75 Abs. 2 ATSG berufen kann, wenn 
sich ein Unfall mit einem Bagger auf einer nicht-öffentlichen Verkehrsfläche ereignet, 
oder ob das Arbeitgeberprivileg auch unter diesen Umständen gestützt auf Art. 75 
Abs. 3 ATSG entfällt. Das Bundesgericht erörtert dabei die Frage, ob die C AG für den 
Einsatz des Unfallbaggers auf einer nicht-öffentlichen Verkehrsfläche als "obligatorisch 
haftpflichtversichert" im Sinne von Art. 75 Abs. 3 ATSG gilt. 

Erwägungen des Bundesgerichts 

[…] 
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4.6. 

4.6.1. Art. 75 Abs. 3 ATSG bildet eine Ausnahme zum beschriebenen Regressprivileg 
des Arbeitgebers. […] Die Begründung für das Gebot restriktiver Anwendung singulä-
rer Rechtssätze liegt im Gedanken, dass man bei extensiver Anwendung Gefahr liefe, 
das gesetzlich intendierte Regel-/Ausnahmeverhältnis zu unterlaufen. Die gesetzliche 
Fixierung eines normativen Regel-/Ausnahmeverhältnisses muss aber keineswegs 
unbedingt bedeuten, dass die Regelnorm auch in der praktischen Rechtsanwendung 
im Vordergrund steht ([…]). […] Jedenfalls sind Ausnahmevorschriften weder extensiv 
noch restriktiv, sondern nach ihrem Sinn und Zweck im Rahmen der allgemeinen Re-
geln "richtig" auszulegen (BGE 138 II 251 E. 2.3.3 mit Hinweis).  

4.6.2. Der in Art. 75 Abs. 3 ATSG statuierte Ausschluss des Regressprivilegs bedingt 
nach seinem Wortlaut eine obligatorische Haftpflichtversicherung des Haftpflichtigen, 
gegen den Rückgriff genommen werden soll; hinsichtlich des Umfangs des Regresses 
hält Art. 75 Abs. 3 ATSG fest, dass der Regress soweit zulässig ist, wie die betreffende 
Person obligatorisch haftpflichtversichert ist ("wenn und soweit die Person, gegen wel-
che Rückgriff genommen wird, obligatorisch haftpflichtversichert ist"; […]). Der Wort-
laut von Art. 75 Abs. 3 ATSG ordnet somit die Abgrenzung der Sachverhalte, bei denen 
ein Regressprivileg gilt, von denjenigen, bei denen der Regress nach Art. 75 Abs. 3 
ATSG in Betracht kommt, in doppelter Hinsicht: Es muss eine obligatorische Haft-
pflichtversicherung bestehen, und der Regress ist zulässig, "soweit" die betreffende 
Person obligatorisch haftpflichtversichert ist ([…]). 

4.6.3. Eine obligatorische Haftpflichtversicherung besteht, wenn ein Bundesgesetz 
oder ein kantonaler Erlass ein Versicherungsobligatorium für den Haftpflichtigen vor-
schreibt ([…]). Wenn und insoweit ein Bundesgesetz oder ein kantonaler Erlass ein 
Versicherungsobligatorium für den Haftplichtigen statuiert, entfällt das Regressprivileg 
gemäss Art. 75 Abs. 2 ATSG im Rahmen der vertraglichen Versicherungssumme ([…]).  

4.6.4. Die in Art. 75 Abs 3 ATSG statuierte Ausnahme vom Regressprivileg steht vor 
dem Hintergrund, dass eine definitive Schadenstragung durch die Sozialversicherer 
(vgl. dazu hiervor E. 4.5) dem historischen Gesetzgeber dort nicht gerechtfertigt 
schien, wo sämtliche Haftungsrisiken durch eine obligatorische Haftpflichtversicherung 
abgedeckt werden ([…]). […] 

[…] Der Wegfall der Regressprivilegien bei obligatorischem Haftpflichtversicherungs-
schutz stellt einen rechtspolitischen Wertungsentscheid dar, dass die Sozialversiche-
rer die Risiken dort im Ergebnis nicht tragen sollen, wo ein obligatorischer Versiche-
rungsschutz mit entsprechenden Prämieneinnahmen vorliegt ([…]). Wenn die haft-
pflichtige Person über eine obligatorische Versicherungsdeckung der Haftpflichtan-
sprüche verfügt, ist es mit anderen Worten nach dem Willen des Gesetzgebers ge-
rechtfertigt, die Haftpflichtversicherung des Schädigers – unabhängig dessen Verhält-
nis zum Geschädigten – für den Schaden eintreten zu lassen und dadurch den Sozi-
alversicherer zu entlasten ([…]). […] 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=show_document&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=&rank=0&azaclir=aza&highlight_docid=atf%3A%2F%2F138-II-251%3Ade&number_of_ranks=0#page251
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[…] 

4.7. Entscheidend ist vorliegend, ob die C AG als Halterin des unfallverursachenden 
Motorfahrzeugs als obligatorisch haftpflichtversichert im Sinne von Art. 75 Abs. 3 ATSG 
gilt. Dies beurteilt sich unbestrittenermassen anhand der Bestimmungen des Stras-
senverkehrsgesetzes.  

4.7.1. Gemäss Art. 58 Abs. 1 SVG haftet der Halter des Motorfahrzeugs, wenn durch 
dessen Betrieb ein Mensch getötet oder verletzt wird oder ein Sachschaden entsteht. 
Für die Versicherungspflicht sieht Art. 63 Abs. 1 SVG vor, dass kein Motorfahrzeug in 
den öffentlichen Verkehr gebracht werden darf, bevor eine Haftpflichtversicherung 
nach den Art. 58 ff. SVG abgeschlossen ist. Die Versicherung deckt dabei die Haft-
pflicht des Halters und der Personen, für die er nach dem SVG verantwortlich ist, zu-
mindest in jenen Staaten, in denen das schweizerische Kontrollschild als Versiche-
rungsnachweis gilt (Art. 63 Abs. 2 SVG).  

Die Bestimmungen von Art. 63 ff. SVG ergänzen die Gefährdungshaftung des Halters 
gemäss Art. 58 ff. SVG und die Verschuldenshaftung des Lenkers und anderer verant-
wortlicher Personen (Art. 41 ff. OR) mit einer Versicherungspflicht. Nach Art. 63 Abs. 1 
SVG muss entsprechend vor der Inverkehrbringung eines Motorfahrzeugs in den öf-
fentlichen Verkehr vom Halter eine Haftpflichtversicherung abgeschlossen werden.  

Die Haftpflichtbestimmungen des SVG (Art. 58 ff. SVG), also insbesondere die Ge-
fährdungshaftung gemäss Art. 58 Abs. 1 SVG, sind anwendbar auf Unfälle, die durch 
den Betrieb von Motorfahrzeugen verursacht werden. Hier knüpfen auch die Vorschrif-
ten über die Versicherung (Art. 63 ff. SVG), insbesondere das Obligatorium der Haft-
pflichtversicherung (Art. 63 Abs. 1 SVG) an. Dabei besteht – wie Art. 1 Abs. 1 der Ver-
kehrsversicherungsverordnung vom 20. November 1959 (VVV, SR 741.31) hervorhebt 
– die Meinung, dass grundsätzlich alle Motorfahrzeuge von diesen Bestimmungen er-
fasst werden (vgl. […]). Die Versicherungspflicht wird dadurch verwirklicht, dass Fahr-
zeugausweis und Kontrollschild nur gegen Erbringung des Versicherungsnachweises 
ausgehändigt werden (Art. 68 Abs. 1 SVG). 

[…] 

4.7.3. Das unfallverursachende Motorfahrzeug war unbestrittenermassen immatriku-
liert und mit dem polizeilichen Kennzeichen SG xxx versehen. Aus der Immatrikulation 
des unfallverursachenden Motorfahrzeugs lässt sich mit der Vorinstanz ableiten, dass 
die C AG (zumindest) beabsichtigt hat, den unfallverursachenden Bagger auch im öf-
fentlichen Verkehr zu verwenden. Wie die Beschwerdegegnerinnen zutreffend ausfüh-
ren, ist nicht ersichtlich, weshalb das unfallverursachende Motorfahrzeug ansonsten 
hätte immatrikuliert werden sollen. […] 

Daraus ergibt sich, dass das immatrikulierte, unfallverursachende Motorfahrzeug (zu-
mindest in Einzelfällen) auch zum Verkehr auf öffentlichem Grund bestimmt war. Die 
Situation ist also nicht vergleichbar mit dem unfallverursachenden Fahrzeug im so-



5 
 

genannten "Bagger-Küde-Fall". Der betreffende Bagger im "Bagger-Küde-Fall" durfte 
nur auf Baustellen verwendet werden und musste jeweils mit einem Tiefganganhänger 
zur nächsten Arbeitsstelle gebracht werden, blieb also dem öffentlichen Verkehr voll-
ständig fern. Er benötigte deshalb weder Fahrzeugausweise noch Kontrollschilder 
noch eine Haftpflichtversicherung ([…]).  

4.7.4. Die Beschwerdeführerin macht geltend, die vorinstanzliche Feststellung, dass 
ein Versicherungsobligatorium bereits dann bestehe, wenn ein Motorfahrzeug in den 
öffentlichen Verkehr habe gebracht werden sollen (blosse Absicht der Inverkehrbrin-
gung), verletze Bundesrecht. Sie habe rechtzeitig bestritten, dass das unfallverursa-
chende Motorfahrzeug jemals im öffentlichen Verkehr eingesetzt worden sei (tatsäch-
licher Einsatz im öffentlichen Verkehr). Indem die Vorinstanz dies ignoriert habe, habe 
sie ihren Anspruch auf rechtliches Gehör verletzt.  

Die Rüge geht fehl. Das unfallverursachende Motorfahrzeug war unbestrittenermas-
sen immatrikuliert und verfügte über Kontrollschilder, die einen Versicherungsnach-
weis voraussetzen. Wollte man – wie die Beschwerdeführerin argumentiert – zusätz-
lich einen eigentlichen Beweis verlangen, dass das unfallverursachende Motorfahr-
zeug tatsächlich einmal im öffentlichen Verkehr eingesetzt wurde, wäre die Handha-
bung der vom Gesetzgeber gewollten Ausnahmebestimmung zum Regressprivileg 
(vgl. hiervor E. 4.6.4) kaum praktikabel und würde erhebliche Rechtsunsicherheit 
schaffen. Die Beschwerdeführerin scheint in ihrer Argumentation zu verkennen, dass 
dem konkreten Unfallort – sei es eine öffentliche Strasse oder gänzlich privater Grund 
– keine Bedeutung zukommt (vgl. auch hiernach E. 4.7.6). Aus dem Umstand, dass 
sich das Fahrzeug zur Zeit des Unfalls nicht im öffentlichen Verkehr befand, kann je-
denfalls nicht abgeleitet werden, dieses sei noch nie im öffentlichen Verkehr eingesetzt 
worden. Wenn die Vorinstanz in Erwägung 24.2 ihres Entscheids festhält, dass kein 
Versicherungsobligatorium für Fahrzeuge bestehe, die nicht in den öffentlichen Ver-
kehr gebracht würden, bezieht sich diese Feststellung auf Fahrzeuge, die gerade nicht 
immatrikuliert wurden und entsprechend auch nicht über Kontrollschilder verfügen. 

Entscheidend ist vielmehr, wie die Beschwerdegegnerinnen zu Recht geltend machen, 
ob das unfallverursachende Motorfahrzeug gemäss Art. 63 SVG versichert war, was 
sich durch die aufgrund des Versicherungsnachweises ausgehändigten Kontrollschil-
der und den Fahrzeugausweis feststellen lässt. Der Umstand, dass beim Abschluss 
einer Motorfahrzeugflottenversicherung behaupteterweise auch Baumaschinen im-
matrikuliert werden, die nie auf einer öffentlichen Strasse eingesetzt werden, kann 
nicht dazu führen, dass in einem aufwendigen Beweisverfahren geprüft werden muss, 
ob ein Motorfahrzeug jemals im öffentlichen Verkehr eingesetzt wurde. Der Beschwer-
deführerin wäre es grundsätzlich freigestanden, für Motorfahrzeuge, die überhaupt 
nicht im öffentlichen Verkehr eingesetzt werden sollten, auf eine Immatrikulation zu 
verzichten.  

[…] 
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4.7.6. Wie die Vorinstanz zutreffend ausführt, werden die Gefährdungshaftung nach 
Art. 58 ff. SVG und die zugehörige Versicherung nicht bloss wirksam, wenn ein von 
einem Motorfahrzeug bewirkter Unfall sich auf öffentlicher Strasse ereignet, sondern 
vielmehr auch dann, wenn das (sich im Betrieb befindende) Fahrzeug nicht auf öffent-
lichem Grund steht ([…]). Entsprechend kann die Beschwerdeführerin auch aus dem 
Umstand, dass sich der Unfall unbestrittenermassen auf einer nicht öffentlichen Ver-
kehrsfläche ereignete, nichts für sich ableiten. […] 

4.7.7. Zusammenfassend verletzt es kein Bundesrecht, wenn die Vorinstanz zum Er-
gebnis gelangt, die C AG als Halterin des immatrikulierten, unfallversursachenden Mo-
torfahrzeugs sei im Sinne von Art. 63 SVG obligatorisch haftpflichtversichert gewe-
sen.   

[…] 

Bemerkungen 

Das Bundesgericht nimmt im obigen Entscheid eine detaillierte Auslegung des Begriffs 
«obligatorisch haftpflichtversichert» vor und berücksichtigt dabei, dass der Wegfall der 
Regressprivilegien bei obligatorischem Haftpflichtversicherungsschutz einen rechtspo-
litischen Wertungsentscheid darstellt; die Sozialversicherer sollen die Risiken dort 
nicht tragen, wo ein obligatorischer Versicherungsschutz mit entsprechenden Prämien-
einnahmen vorliegt (zum Ganzen E. 4.6.4). In seiner sorgfältigen Begründung hält das 
Bundesgericht ferner fest, dass es nicht praktikabel und der Rechtssicherheit abträg-
lich wäre, wenn für die Frage der obligatorischen Haftpflichtversicherung darauf abzu-
stellen wäre, ob das Fahrzeug tatsächlich einmal im öffentlichen Verkehr eingesetzt 
wurde oder nicht. Indem das Bundesgericht die Auffassung der Vorinstanz schützt, 
wonach bereits das Vorliegen einer Versicherung nach Art. 63 ff. SVG zum Wegfall des 
Regressprivilegs führt, bringt es die Bestimmung in Einklang mit dem SVG und trägt 
in hohem Masse zur Rechtsicherheit bei.  

(Beitrag von MLaw Noémi Korondi) 


